Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2576 


Der Bundesminister des Innern 

ÖS 2 - 601 030/6 


Bonn, den 17. September 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Rechts- und Linksradikalismus; „Aktion Widerstand" 
und „Deutsche Kommunistische Partei" (DKP) 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/2384 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


Vorbemerkung 

Der Bundesminister des Innern hat eine Feststellung, wie sie 
ihm in der Einleitung der Kleinen Anfrage zugeschrieben wird, 
zu keiner Zeit getroffen. 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß das einschnei- 
dende Mittel des Parteiverbots nur als äußerstes und letztes 
Mittel zum Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundord- 
nung eingesetzt werden sollte. Die antragsberechtigten Ver- 
fassungsorgane - Bundesregierung, Bundestag und Bundesrat 
müssen sich deshalb im Bewußtsein ihrer hohen verfassungs- 
rechtlichen und verfassungspolitischen Verantwortung nach 
pflichtgemäßem Ermessen unter Abwägung aller Umstände 
schlüssig werden, ob sie einen Verbotsantrag beim Bundes- 
verfassungsgericht stellen wollen. Sie haben dabei zu berück- 
sichtigen, daß das konkurrierende Nebeneinander der politi- 
schen Kräfte und ihre wechselseitige Auseinandersetzung eben- 
so zum Wesen einer lebendigen Demokratie gehören wie das 
Vertrauen in die Einsichts- und Urteilsfähigkeit der Bevölke- 
rung bei der politischen Willensbildung. Sie müssen sich vor der 
Versuchung hüten, die Stellung des Antrages oder auch nur die 
Drohung mit einem Verbotsantrag als Mittel der politischen 
Auseinandersetzung anzuwenden. Zurückhaltung der antrags- 
berechtigten Verfassungsorgane bei der Verbotsdiskussion ist 
ferner geboten, um zu verhindern, daß sich die betroffene Partei 
rechtzeitig auf das Verbot einstellen und dessen Wirksamkeit 
vereiteln kann. Die öffentliche Ankündigung des Verbotes 
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würde dieses zur Verteidigung der freiheitlichen demokrati- 
schen Grundordnung geschaffene, sehr scharfe Schwert mög- 
licherweise zu einer stumpfen Waffe machen. Es darf auch nicht 
übersehen werden, daß öffentliche Diskussionen der Verant- 
wortlichen über die Frage eines Verbotes dann, wenn die Ent- 
scheidung schließlich gegen solche Schritte ausfällt, nicht nur 
dem Vertrauen in die parlamentarische Demokratie schaden, 
sondern auch zu der Annahme führen könnten, als sei damit der 
demokratische Charakter der betreffenden Partei bejaht wor- 
den, obgleich unter Umständen die getroffene Entscheidung nur 
auf zulässigen Ermessenserwägungen, nicht aber auf rechtlichen 
Hinderungsgründen beruhte. 

Diese Erwägungen sprechen ebenso dagegen, eine öffentliche 
Diskussion über die Frage, ob eine Partei als Fortsetzung oder 
als Ersatzorganisation einer bereits verbotenen Partei zu be- 
werten ist, und über die sich daraus etwa ergebenden recht- 
lichen Konsequenzen zu führen. 

Diese Gesichtspunkte waren auch mitbestimmend dafür, die 
Sitzung des Innenausschusses des Deutschen Bundestages am 
24. Juni 1971, in der der Bundesminister des Innern über die 
tatsächliche und rechtliche Beurteilung der DKP berichtet hat, 
für geheim zu erklären. 

Ergänzend ist zu bemerken, daß der Bundesminister des Innern 
angesichts der grundsätzlichen Bedeutung der in diesem Sach- 
zusammenhang auftauchenden Fragen in ständiger Fühlung mit 
den Innenministern (Senatoren für Inneres) der Länder steht. 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß aufgrund ihrer 
eigenen tatsächlichen Feststellungen die DKP als eine Partei 
anzusehen ist, die nach ihren Zielen oder dem Verhalten ihrer 
Anhänger darauf ausgeht, die freiheitliche demokratische 
Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen oder den 
Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden, und 
damit gemäß Artikel 21 Abs. 2 des Grundgesetzes verfassungs- 
widrig ist? 


Es würde den Erwägungen widersprechen, die zu dem Beschluß 
des Innenausschusses, die Sitzung vom 24. Juni 1971 für geheim 
zu erklären, führten, wenn die Bundesregierung die von ihr in 
dieser Sitzung über die DKP getroffenen Feststellungen und 
Bewertungen öffentlich wiederholen würde. Aus Gründen der 
Staatssicherheit sieht die Bundesregierung daher von einer Be- 
antwortung der Frage ab (vgl. dazu Vorbemerkung, zweiter 
Absatz). 

Die Bundesregierung verweist in diesem Zusammenhang auch 
auf die Ausführungen des früheren Bundesinnenministers in der 
223. Sitzung des Deutschen Bundestages - 5. Wahlperiode - vom 
21. März 1969 (Stenogr. Berichte S. 12 190 A), daß und weshalb 
der zuständige Bundesminister seine rechtlichen und politischen 
Überlegungen zur Frage eines etwaigen Parteiverbotes nicht in 
der Öffentlichkeit darlegen könne. Diese Gründe gelten sinn- 
gemäß auch für den der Frage zugrunde liegenden Sachverhalt. 
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2. Teilt die Bundesregierung in vollem Umfang die von dem 
Herrn Bundeskanzler in einem Interview mit der Fernseh- 
Regionalsendung „Nordschau-Magazin" des Norddeutschen 
Rundfunks am 27. Januar 1971 ausgesprochene Beurteilung, die 
Kommunisten könnten sich mit Umstellung der Buchstaben 
wieder an Wahlen beteiligen, es heiße nur DKP statt KPD, er 
sehe da keinen großen Unterschied? 


In dem Interview hat der Herr Bundeskanzler keine Bewertung 
des Verhältnisses zwischen der verbotenen KPD und der DKP 
vorgenommen. Er hat lediglich zum Ausdruck gebracht, daß 
auch Kommunisten die Möglichkeit haben, sich in einer Partei 
am politischen Leben in der Bundesrepublik Deutschland und 
insbesondere auch an Wahlen zu beteiligen. 


3. Welche Schlußfolgerungen wird die Bundesregierung nach der 
von ihr getroffenen Feststellung, die DKP setze die Arbeit der 
vom Bundesverfassungsgericht verbotenen KPD fort und, nach 
der Beurteilung des Bundeskaiv/lers, diese habe lediglich ihren 
Namen geändert, ziehen? 


Ich verweise dazu auf die Vorbemerkung sowie auf die Ant- 
worten zu den Fragen 1. und 2. 


4. Wie hoch ist der Anteil der Funktionäre in der Parteispitze der 
DKP, die sich illegal für die verbotene KPD betätigt haben? 

Von den neun Mitgliedern des Parteipräsidiums der DKP waren 
acht in den Jahren nach 1956 für die illegale KPD tätig. Die Vor- 
sitzenden der dreizehn Landes- bzw. Bezirksorganisationen 
haben sich alle für die illegale KPD betätigt. Von den Spitzen- 
funktionären der DKP auf Bundes- und Landes- bzw. Bezirks- 
ebene waren insgesamt 79 Vo für die illegale KPD tätig. 

Die DKP hat sich damit in ihrer Führungsspitze seit ihrer Grün- 
dung im Jahre 1968 praktisch nicht geändert. 


5. In welchem Umfang ist die DKP der nach Artikel 21 Abs. 1 des 
Grundgesetzes den Parteien auferlegten Verpflichtung nach- 
gekommen, über die Herkunft ihrer Mittel öffentlich Rechen- 
schaft zu geben? 


Die DKP hat für das Rechnungsjahr 1969 entsprechend den Be- 
stimmungen des Parteiengesetzes einen Rechenschaftsbericht 
vorgelegt. Er ist im Bundesanzeiger vom 10. Dezember 1970 ver- 
öffentlicht. Wegen näherer Einzelheiten des Berichts wird auf 
die Veröffentlichung sowie auf die Antwort des Bundesmini- 
sters des Innern vom 5. April 1971 (Drucksache VI/2074, Seite 2) 
auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Marx (Kaisers- 
lautern), Dr. Birrenbach, Dr. Gradl, Leicht, Ott, Rollmann, Wohl- 
rabe, Vogel, Rommerskirchen, Dr. Häfele und Genossen (Druck- 
sache VI/1710) verwiesen. 


Der Rechenschaftsbericht für das Rechnungsjahr 1970 liegt noch 
nicht vor. Die Vorlagefrist läuft gemäß § 23 Abs. 2 Satz 2 
Parteiengesetz am 30. September 1971 ab. 
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(h Wie viele Mitglieder der DKP und ihrer Jugend- und Studen- 
tenorganisationen sind ini öffentlichen Dienst des Bundes, der 
Länder und Gemeinden und sonstiger Körperschaften des 
öffentlichen Rechts tätig? 

— aufgeschlüsselt nach den verschiedenen Verwaltungsebenen 
und Zweigen des öffentlichen Dienstes einschließlich der 
Bundeswehr, der Justiz und des Bildungswesens? 


Nach den vorliegenden, möglicherweise nicht vollständigen Er- 
kenntnissen befinden sich im Bundesdienst jetzt 102 Personen, 
die Mitglieder der DKP oder der Sozialistischen Deutschen 
Arbeiterjugend (SDAJ) sind. Davon gehören 98 Bundesbedien- 
stete der DKP, 14 der SDAJ an (von diesen sind 10 gleichzeitig 
DKP-Mitglieder). Schon 1968 waren 23 Mitglieder der DKP im 
Bundesdienst bekannt, 1969 waren es 54, 1970: 73. Die 98 Mit- 
glieder der DKP sind in folgenden Verwaltungsbereichen be- 
schäftigt: 


Bundesbahn 45 

Bundespost 41 

Arbeitsverwaltung 2 

Finanzverwaltung 4 

Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 4 

Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung 2 


Keine dieser Personen gehört einer obersten Bundesbehörde an. 
Unter den genannten Personen befinden sich 42 Beamte (davon 
1 im Vorbereitungsdienst des höheren Dienstes, 5 im gehobenen 
Dienst, 24 im mittleren Dienst), 1 Berufssoldat (Unteroffiziers- 
dienstgrad) und 13 Angestellte. Die übrigen sind im Lohnver- 
hältnis beschäftigt. 

Wegen der Verhältnisse im Bereich der Länder hat das Bundes- 
ministerium des Innern die Innenminister und Innensenatoren 
der Länder um Zahlenangaben gebeten. Die Erhebungen sind 
noch nicht abgeschlossen. 


7. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die Mitgliedschaft 
in der DKP oder ihren Jugend- und Studentenorganisationen in 
Einklang steht mit der nach § 35 Abs. 1 des Beamtenrechts- 
rahmengesetzes und § 52 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes 
jedem Beamten obliegenden Pflicht, „sich durch sein gesamtes 
Verhalten zu der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
im Sinne des Grundgesetzes zu bekennen und für deren Er- 
haltung einzutreten'' und dem nach § 40 Abs. 1 des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes und § 58 Abs. 1 des Bundesbeamten- 
gesetzes vorgeschrie.'benen Diensteid des Beamten auf das 
Grundgesetz? 

Nach den erwähnten Vorschriften muß von den Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes verlangt werden, daß sie sich zu der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes positiv bekennen und für deren Erhaltung ein- 
treten. Mit dieser Pflicht ist nicht allein die Zugehörigkeit zu 
Vereinigungen oder Parteien, die auf Grund ihrer verfassungs- 
feindlichen Zielsetzung gemäß Artikel 9 Abs. 2 oder Artikel 21 
Abs. 2 des Grundgesetzes verboten worden sind, unvereinbar. 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode Dnicksadie VI/2576 


Das Eintreten für eine politische Zielsetzung, die sich gegen die 
freiheitliche demokratische Grundordnung richtet, verstößt 
schlechthin gegen die beamtenrechtlichen Pflichten. 

Die Mitgliedschaft in der DKP oder einer der von ihr abhän- 
gigen Organisationen wird wegen ihrer bekannten Zielsetzung 
in aller Regel zu schweren Loyalitätskonflikten des Beamten 
führen. Nach Auffassung der Bundesregierung muß deshalb 
unter Beachtung der Rechtsprechung des Bundesverfassungs- 
gerichts jeweils sorgfältig geprüft werden, ob ein Beamter, der 
Mitglied der DKP oder einer der von ihr abhängigen Organisa- 
tionen ist, die Anforderungen des § 52 Abs. 2 des Bundes- 
beamtengesetzes bzw. § 35 Abs. 1 des Beamtenrechtsrahmen- 
gesetzes erfüllt. Die Bundesregierung wird ggf. die erforder- 
lichen Konsequenzen ziehen. 


8. Welche Schlußfolgerungen wird die Bundesregierung für die 
Mitglieder der DKP und ihrer Jugend- und Studentenorganisa- 
tionen, die im öffentlichen Dienst tätig sind, mit Rücksicht dar- 
auf ziehen, daß der Bundeskanzler und die Mitglieder der 
Bundesregierung einen Amtseid geleistet haben, mit dem sie 
sich verpflichten, das Grundgesetz und die Gesetze des Bundes 
zu wahren und zu verteidigen? 

Ich verweise auf die Antwort zu Frage 7. 


9. Ist es nach Auffassung der Bundesregierung zulässig, einen 
Bewerber für den öffentlichen Dienst einzustellen, der sich 
offen zur Mitgliedschaft in der DKP oder einer ihrer Jugend- 
und Studentenorganisationen bekennt, und ihm den Amtseid 
auf das Grundgesetz abzunehmen, wenn er die in Artikel 33 
Abs. 2 des Grundgesetzes genannten Voraussetzungen der 
Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung für ein öffent- 
liches Amt ~ ungeachtet seiner gegen die freiheitliche demo- 
kratische Grundordnung gerichteten Einstellung - erfüllt? 


Nach § 7 des Bundesbeamtengesetzes und § 4 des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes darf in das Beamtenverhältnis nur be- 
rufen werden, wer die Gewähr dafür bietet, daß er jederzeit für 
die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des 
Grundgesetzes eintritt. Die in der Antwort auf Frage 7 gemach- 
ten Ausführungen gelten daher auch für die Einstellung von Be- 
amten. Bei der Einstellung von Angestellten und Arbeitern in 
den öffentlichen Dienst ist nach den gleichen Grundsätzen zu 
verfahren. 


10. Hält es die Bundesregierung für tragbar, daß die DKP im 
Rahmen der Wahlkampfkostenerstattung durch erhebliche 
öffentliche Mittel unterstützt wird, obwohl sich ihre gesamte 
Aktivität auf die Beseitigung der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland richtet? 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß gesetzlich 
vorgeschriebene Leistungen nicht verweigert werden können. 
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11. Trifft es zu, daß die von den Kommunisten und anderen links- 
radikalen Kräften geführte Kampagne zur „Aufhebung" des 
KPD-Verbots lediglich eine Scheinveranstaltung ist, durch die 
die DKP vor den möglichen Folgen des KPD-Verbots geschützt 
werden soll? 


Die Erwägungen, die in der Vorbemerkung und in der Antwort 
zu Frage 1 dargelegt sind, gebieten es auch hier, von einer 
öffentlichen Bewertung Abstand zu nehmen. 


12. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die DKP mit Rück- 
sicht auf ihren erheblichen Mitgliederzuwachs von 22 000 im 
Jahr 1969 auf 30 000 im Jahr 1970 (vergleiche die Antwort des 
Bundesministers des Innern auf die Kleine Anfrage von Ab- 
geordneten der CDU/CSU-Fraktion betreffend Tätigkeit links- 
und rechtsradikaler Gruppen vom 5. April 1971, Drucksache 
VI/2074) und durch die Unterstützung der SED und anderer 
linksradikaler Kräfte so stark an Boden gewonnen hat, daß 
zwar die von ihr ausgehende akute Gefährdung gering, aber 
die potentielle Gefahr für die innere Sicherheit der Bundes- 
republik gewachsen ist? 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung. 


13. a) Wie beurteilt die Bundesregierung die Lage auf dem Ge- 
biete des Rechtsradikalismus? 

Die Situation auf dem Gebiet des Rechtsradikalismus wurde 
bereits in der Antwort vom 5. April 1971 auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Marx (Kaiserslautern), Dr. Birrenbach, 
Dr. Gradl, Leicht, Ott, Rollmann, Wohlrabe, Vogel, Rommers- 
kirchen, Dr. Häfele und Genossen betr. Tätigkeit links- und 
rechtsradikaler Gruppen (Drucksache VI/2074) eingehend dar- 
gestellt. 

Inzwischen hat der Rechtsradikalismus in der Bundesrepublik 
Deutschland neue Rückschläge erlitten, vor allem durch einen 
weiteren inneren Zerfall der NPD. Auch die meisten anderen 
rechtsradikalen Organisationen mußten Mitgliederverluste und 
schwindendes Interesse ihrer Sympathisanten hinnehmen. 

Als Folge davon ist eine zunehmende Radikalisierung bei ört- 
lichen Gruppierungen meist jüngerer NPD-Mitgleder zu ver- 
zeichnen, die durch Ausschreitungen bei Straßendemonstratio- 
nen und Störungen von Veranstaltungen politischer Gegner 
hervorgetreten sind. Daneben fanden in nationalistischen Krei- 
sen nur noch einige Organisationen eine bemerkenswerte Re- 
sonanz, die eine besonders hetzerische Propaganda gegen die 
Deutschland- und Ostpolitik der Bundesregierung betreiben. 

Die Sicherheitsbehörden beobachten die Entwicklung auf- 
merksam. 


b) Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, 
nachdem der Vorsitzende der SPD-Fraktion im Deutschen 
Bundestag, Herbert Wehner, sich nach einer Meldung der 
„Frankfurter Rundschau" vom 8. Februar 1971 für ein Ver- 
bot der „Aktion Widerstand" ausgesprochen, einen Vorstoß 
beim Bundesminister des Innern angekündigt und gleich- 
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zeitig gefordert hat, „man müsse dann auch gegen Extre- 
misten der anderen Seite Vorgehen, um die politische Land- 
schaft von Gruppen freizumachen, die keine demokratisch- 
politischen Entscheidungen wollten"? 


Der Vorsitzende der SPD-Fraktion hat die Entscheidung über 
Verbotsmaßnahmen selbstverständlich der Bundesregierung 
überlassen. 


Die Bundesregierung hat angesichts der Entwicklung der rechts- 
radikalen Gruppen Verbotsmaßnahmen nicht für zweckmäßig 
gehalten. 


14. Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung den Bericht des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz über linksradikale Bestre- 
bungen im Jahre 1970, der dem Bundesminister des Innern seit 
einigen Monaten vorliegt, noch nicht veröffentlicht, oder wird 
sie die Veröffentlichung wie im vergangenen Jahr unterlassen? 


Die Bundesregierung wird einen zusammenfassenden Bericht 
über die Beobachtungen der Ämter für Verfassungsschutz in den 
Jahren 1969 und 1970 in Kürze veröffentlichen. 


15. Hält die Bundesregierung an dem vom Bundesverfassungs- 
gericht in seinem Urteil über die Verfassungsmäßigkeit des 
sogenannten Artikel 10-Gesetzes vom 15. Dezember 1970 mit 
folgenden Sätzen erneut in Erinnenmg gerufenen Grundsatz 
der streitbaren Demokratie fest: 

„Im vorliegenden Zusammenhang ist von besonderer Bedeu- 
tung, daß die Verfassung der Bundesrepublik Deutschland 
sich für die streitbare Demokratie entschieden hat. Sie nimmt 
einen Mißbrauch der Grundrechte zum Kampf gegen die 
freiheitliche Ordnung nicht hin. Verfassungsfeinde sollten 
nicht unter Berufung auf Freiheiten, die das Grundgesetz 
gewährt, und unter ihrem Schutz die Verfassungsordnung 
oder den Bestand des Staates gefährden, beeinträchtigen 
oder zerstören dürfen"? 


Ja. 


16, a) Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 25. Juni 1971 unter 
der Überschrift „Innenausschuß gegen DKP-Verbot" ver- 
öffentlichte Artikel, in dem - weitgehend unzutreffend - 
über Ablauf und Ergebnis der Sitzung des Innenausschusses 
vom 24. Juni 1971 berichtet wird, einen Geheimnisverrat im 
Sinne des Strafgesetzbuches darstellt, nachdem der Bundes- 
minister des Innern beantragt hatte, den Beratungsgegen- 
stand „Deutsche Kommunistische Partei" für geheim zu 
erklären? 


Laut Protokoll über die Sitzung des Innenausschusses am 
24. Juni 1971 wurde für den Beridit des Bundesministers des 
Innern über die DKP sowie für die anschließende Aussprache 
die Geheimhaltung beschlossen. Der Artikel in der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung vom 25. Juni 1971 unter der Überschrift 
„Innenausschuß gegen DKP-Verbot" enthält über diesen Teil 
der Sitzung - weitgehend unzutreffende - Angaben. 
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Die Veröffentlichung dieser Angaben brachte keine Gefahr 
eines schweren Nachteils für die äußere Sicherheit der Bundes- 
republik Deutschland mit sich. Die Vorschriften zum Schutz von 
Staatsgeheimnissen der §§ 93 ff. StGB scheiden daher, aus. 

Dagegen würde der Bruch des Dienstgeheimnisses nach § 353 b 
StGB zu bejahen sein, wenn ein Beamter oder besonders Ver- 
pflichteter aus dem als geheim erklärten Teil der Sitzung Infor- 
mationen weitergegeben hätte; denn er hätte ein Geheimnis 
offenbart, das ihm in seiner Eigenschaft als Beamter anvertraut 
worden ist, und dadurch wichtige öffentliche Interessen ge- 
fährdet. 

Die Verletzung von Geheimhaltungsvorschriften (§ 353 c StGB) 
läge vor, wenn ein Abgeordneter der Informant gewesen wäre, 
weil er unbefugt eine Nachricht an einen anderen hätte gelan- 
gen lassen, zu deren Geheimhaltung er auf Grund des Be- 
schlusses des Innenausschusses verpflichtet war. Voraussetzung 
für eine Strafverfolgung wäre eine Ermächtigung des Präsiden- 
ten des Deutschen Bundestages. 

Eine Strafbarkeit des Verfassers des Artikels nach § 353 c StGB 
liegt nicht vor, weil der für geheim erklärte Teil der Ausschuß- 
sitzung kein Gegenstand im Sinne von Absatz 1 ist und der Ver- 
fasser auch nicht unter die geheimhaltungspflichtigen Personen 
des Absatzes 2 fällt. 


b) Weldie Maßnahmen wird die Bundesregierung gegen den 
Verfasser des Artikels und seine Informanten ergreifen? 

Gegen den Verfasser des Artikels können keine strafreditlidien 
Maßnahmen ergriffen werden, da er sich nicht strafbar gemacht 
hat. 

Die Ermittlungen gegen die anwesenden Beamten oder beson- 
ders Verpflichteten des Bundes haben keine Anhaltspunkte er- 
geben, daß diese die Informationen weitergegeben haben. 

Genscher 
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